
3. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Annaburg 
 
Aufgrund des § 10 i. V. m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S.288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), hat der Stadtrat der Stadt Annaburg in seiner Sitzung am 
19.11.2024 folgende dritte Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 5 Festlegung von Wertgrenzen, personalrechtliche Befugnisse - erhält folgende Fassung: 
 
Der Stadtrat entscheidet über: 
1. die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten sowie die Einstellung der unbefristet 
beschäftigten Arbeitnehmer ab der Entgeltgruppe 8, jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bürgermeister. Ausgenommen hiervon ist die Einstellung der pädagogischen Fachkräfte in den 
Kindertagesstätten der Stadt;  
2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
 150.000 € übersteigt; 
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert  150.000 
€ übersteigt;  
4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um 
Rechtsgeschäfte aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, deren Vermögenswert  10.000 € übersteigt; 
5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 16, 19 KVG LSA, wenn der Vermögenswert  50.000 € 
übersteigt;  
6. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen für 
einzelne Aufgaben der Stadt ab 1.000 €. 
 

Artikel 2 
 

§ 7 Beschließende Ausschüsse Absatz 4 - erhält folgende Fassung: 
(4) Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt über: 
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 25.000 € übersteigt bis 150.000 €;  
2. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert  25.000 € 
übersteigt bis  150.000 € 
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um 
Rechtsgeschäfte aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte, deren 
Vermögenswert  2.000 € übersteigt bis 10.000 €; 
4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 16, 19 KVG LSA, wenn der Vermögenswert  25.000 € 
übersteigt bis 50.000 €. 
 

Artikel 3 
 
§10 Bürgermeister Absatz 1 - erhält folgende Fassung: 
(1) Der Bürgermeister erledigt die gesetzlich übertragenen Aufgaben und die vom Stadtrat durch 
Beschluss übertragenen Aufgaben in eigener Verantwortung. Zu den Geschäften der laufenden 
Verwaltung nach § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA gehören die regelmäßig wiederkehrenden 
Geschäfte, die nach bereits festgelegten Grundsätzen entschieden werden und keine wesentliche 
Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermögenswert von 25.000 € nicht übersteigen. 
Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen: 
1. Die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises gemäß 
§ 68 i. V. m. § 73 Verwaltungsgerichtsordnung; das gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten mit den 
Aufsichtsbehörden; 



2. die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der befristet beschäftigten Arbeitnehmer, der 
unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer bis zur Entgeltgruppe 7, sowie der Fachkräfte der 
Kindertagesstätten der Stadt; 
3. die Entscheidung über über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bis zu einem Vermögenswert, der 25.000 € nicht übersteigt 
4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, deren Vermögenswert  25.000 € 
nicht übersteigt; 
5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um 
Rechtsgeschäfte aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte mit einem 
Vermögenswert der 2.000 € nicht übersteigt; 
6. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 16, 19 KVG LSA, wenn der Vermögenswert  25.000 € 
nicht übersteigt; 
7. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen für 
einzelne Aufgaben der Gemeinde bis  1.000 € mit anschließender Information des Rates; 
8. Vergaben nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) und der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Leistungen (VOL), bei denen es sich um ein förmliches Verfahren im 
Rahmen des Haushaltes handelt; der Haupt- und Finanzausschuss wird über alle Vergaben, die 
den Wert des Geschäfts der laufenden Verwaltung überschreiten, informiert, 
9. die Erteilung der Genehmigung für die Verwendung des Stadtwappens durch Dritte. 

 
Artikel 4 

 
§ 17 Anhörung und Aufgaben der Ortschaftsräte Absatz 5 (Einwohnerfragestunde) entfällt 
 

Artikel 5 
 
§ 21- Inkrafttreten -wird wie folgt geändert: 
 
Diese dritte Änderung der Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Annaburg, den 14.02.2025 
 
Im Original gezeichnet und gesiegelt 
 
Bürgermeister       - Siegel -  


